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Liebe Leserinnen, liebe Leser

Dass unsere Nummer 99 vor allem auf die kommende Volksabstim-
mung vom 11. März ausgerichtet ist, werden Sie als Schweizer Bürge-
rinnen und Bürger verstehen, und unsere Leser im Ausland werden
es uns verzeihen. Denn am 11. März 2012 wird über unsere eidgenös-
sische Verfassungsinitiative «Schluss mit uferlosem Bau von Zweit-
wohnungen» abgestimmt.

Mit einem JA zu dieser Initiative können wir unsere noch unversehr-
ten Landschaften und Ortschaften vor weiterer Verbauung und
Verunstaltung durch (fast immer leer stehende) Zweitwohnungen
bewahren, können wir unsere einheimische Tierwelt und unsere
weltberühmte, einzigartige Schweizer Bergwelt und nicht zuletzt
auch unseren Tourismus für die Zukunft retten.

Unser heutiges Journal Nr 99 erklärt Ihnen, warum Ihre Zustimmung
zu dieser Initiative so wichtig ist.

Ihr JA wird ein Geschenk der Liebe an unsere Heimat sein, aber auch
ein Akt der Vernunft und der Sorge für unser schönes, unersetzliches
Land und seine Zukunft.
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Bevölkerungs- und Wirt-
schaftswachstum in der
Schweiz verstärken zuse-
hends den Druck auf Boden
und Landschaft aus. Unser
Land muss dringend seiner
Raumordnung Herr werden,
um die wunderbare, parkarti-
ge Landschaft zu erhalten,
mit der uns die Natur so reich
beschenkt hat.
Die zunehmende Verbauung
des Bodens zieht eine ganze
Verkettung von Problemen
nach sich. Sie stört natürliche
Kreisläufe von Wasser und
Luft, reduziert die biologische
Vielfalt, die Lebensmittelsi-
cherheit und die pflanzliche
Sauerstoffproduktion. Sie ver-
mindert auch die Lebensquali-
tät und schränkt unsere Frei-
heit ein. Man rufe nur glückli-
che Erinnerungen wach – an
Momente in einer schönen
Landschaft, an Sport im Freien,
an Kinderspiele in Garten oder
Wald, an Ausflüge, Familien-
picknicks in unversehrter Na-
tur. Wo sollen unsere Nach-
kommen noch gleichwertige
Erholung finden, wenn der
uferlosen Bautätigkeit keine
Grenzen gesetzt werden?

Ungenügende Bundespolitik
Die Schweizer Verfassung
und die Bundesgesetze ent-
halten zwar gute Prinzipien,
darunter den Schutz der
Landschaften, der Natur- und
Erholungsräume. Sie schüt-

Retten wir die Schönheit
unserer Heimat!
Das Glück, in der Schweiz leben zu können, verdan-
ken wir zum grossen Teil der einzigartigen Schönheit
von Landschaft und Natur. Doch die landschaftlichen
Schätze sind buchstäblich begrenzt. Denn das Landes-
gebiet ist nicht ausdehnbar. Daher müssen wir unsere
Landschaften schonen und schützen.

� Gastbeitrag von Philippe Roch*

zen den Waldbestand in sei-
ner Fläche und das Kultur-
land und reglementieren
Wohn- und Gewerbezonen.
Doch heute ist der Druck zu
gross geworden: Kommunale
und kantonale Behörden sind
kaum noch in der Lage oder
Willens, dem Druck wirt-
schaftlicher Interessen, der
Spekulation und dem Bevöl-
kerungsdruck standzuhalten.
Die Eidgenossenschaft darf
sich daher nicht mehr mit
dem Festlegen von Prinzi-
pien begnügen. Sie muss die-
se auch ganz konkret umset-
zen.
Aktuelle Anpassungen im
Raumplanungsgesetz RPG
bestätigen, dass die Behörden
erkannt haben: es gibt ein
Problem mit Zweitwohnun-
gen. Doch griffige Vollzugs-
massnahmen fehlen weitge-
hend. Zwar sollen Gebiete
ausgeschieden werden, in
welchen besondere Massnah-
men ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Haupt- zu
Nebenwohnsitzen schaffen
sollen. Aber noch nie hat der
Bundesrat einen Bauleitplan
abgelehnt, weil sich dieser
nicht an die Grundprinzipien
des RPG hielt.

Bedrohung für den
Tourismus
In Sachen Raumordung bedürf-
te es eines klareren und präzi-
seren Rahmens auf Bundesebe-

ne, damit der Boden auf lange
Sicht landesweit geschützt ist.
Angesichts der zögerlichen Hal-
tung des Parlaments und der
Kantone fällt nun dem Souve-
rän die Rolle zu, konkrete
Richtlinien zu bestimmen, um
fortgesetzten Bodenverschleiss
und Landschaftszerstörung ein-
zudämmen. Zeit also, dass das
Schweizer Volk den Behörden
klar macht: es braucht Gren-
zen, und diese sind zu vollzie-
hen. Dazu gehört zuallererst,
endlich die Landverschwen-
dung durch den uferlosen Bau
von Zweitwohnungen zu be-
schränken. Bauzonen sollten
nicht Zweitwohnsitzen, son-
dern den vorrangigen Bedürf-
nissen der Bevölkerung dienen:
Wohnen, Arbeiten, Freizeit.
In der Schweiz bringt der Tou-
rismus jährlich rund 30 Milli-
arden Franken ein, 60 Prozent
davon entfallen auf inländi-
sche, 40 Prozent auf ausländi-
sche Gäste. Intakte Land-
schaften sind der wichtigste
Magnet für Touristen, die
Schweiz zu besuchen. Hotelle-
rie und Parahotellerie können
diese Gäste aufnehmen.
Gleichzeitig sichern diese
viele Arbeitsplätze und eine
effiziente Bodennutzung.
Zweitwohnungen hingegen
schädigen Hotellerie und Pa-

rahotellerie gleich doppelt. Sie
verdrängen sie und verschan-
deln die Landschaft, was Tou-
risten abschreckt. Zweitwoh-
nungen bedeuten zwar
kurzfristigen Profit für Speku-
lanten, langfristig aber belas-
ten sie in bereits erwähnter
Weise das Gemeinwohl.

Deshalb Ja stimmen
Bauunternehmen fänden
durch den Bau von permanen-
ten Wohnsitzen und Hotelun-
terkünften sowie durch Unter-
halts-, Renovations- und Isola-
tionsarbeiten an bestehenden
Gebäuden einen mindestens
gleichwertigen Ersatz für den
Zweitwohnungsbau. Gleich-
zeitig würde mit Gebäudeiso-
lationen der eidgenössischen
Energiepolitik Rechnung ge-
tragen, in ihrem Bestreben zu
mehr Energieeffizienz und
Unabhängigkeit in der Ener-
gieversorgung.
Ein Ja zur Initiative «Schluss
mit uferlosem Bau von Zweit-
wohnungen» ist daher gleich-
zeitig ein Liebesbekenntnis für
unser schönes Land und eine
Garantie für eine lebenswerte
Zukunft in der Schweiz. �

* Philippe Roch ist ehema-
liger Direktor des
Bundesamts für Umwelt

Engadin – Ohne Franz Webers Weitsicht und Rettungskampagne (1965 bis 1971)
wäre die Oberengadiner Seenlandschaft heute ein einziges Häusermeer.
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■ Rudolf Schaller,
Rechtsanwalt

Am 11. März 2012 haben
die Schweizer Bürgerin-
nen und Bürger mit der
Annahme der Zweitwoh-
nungsinitiative die Chan-
ce, einen bedeutenden
Beitrag zur Erhaltung ei-
ner lebenswerten Schweiz
zu leisten.

Den Boden zweckmässig und
haushälterisch nutzen. Das
Land vernünftig und gesund
besiedeln. Dazu sind die Kan-
tone gemäss Artikel 75 der
Bundesverfassung schon heu-
te verpflichtet. Dies will auch
Franz Webers Initiative
«Schluss mit uferlosem Bau

von Zweitwohnungen».
Wenngleich Gegner des
Volksbegehrens dies immer
wieder unterstellen, richtet
sich die Initiative nicht gegen
Zweitwohnungen oder Feri-
enwohnungen an sich.
Das Begehren will aber ver-
hindern, dass an gewissen
Orten mit oft spekulativem
Kapital Wohnungen gebaut
werden, die im Schnitt höchs-
tens 30 bis 40 Tage pro Jahr
belegt sind. Angestrebt ist ein
Ausgleich zwischen Wohn-
raum für Einheimische und
ebendiesen leerstehenden
Wohnungen. Die Begrenzung
des Zweitwohnungs-Anteils
auf 20 Prozent ist bescheiden,
weisen doch heute gemäss
der amtlichen Statistik nur
die Kantone Obwalden, Grau-

bünden, Tessin und das Wal-
lis mehr als 20 Prozent Zweit-
wohnungen auf.

Auftrag an die Gemeinden
Das schweizerische Recht
überlässt die Zuständigkeit für
die Raumplanung weitgehend
den Gemeinden. Die Zweit-
wohnungsinitiative trägt die-
sem Umstand Rechnung. Sie
beschränkt sich darauf, mit
dem neuen Artikel 75a der
Bundesverfassung den Ge-
meinden vorzuschreiben, bei
der Raumplanung in Zukunft
für wirklich dauerhaft genutz-
ten Wohnraum 80 Prozent der
Wohnzone zu reservieren.
Wie sie dieses Ziel verwirkli-
chen, liegt in der Kompetenz
der Gemeinden. Es besteht ei-
ne ganze Anzahl von planeri-

schen Massnahmen, um den
Ausgleich zwischen Erst- und
Zweitwohnungen zu errei-
chen. Dies weist das Bundes-
amt für Raumentwicklung
ARE in drei vor kurzem er-
schienenen Berichten unter
dem Titel «Zweitwohnungen;
Planungshilfen für die kanto-
nale Richtplanung» nach.
Schon im Jahr 2005 nahm das
Stimmvolk im Kreis Oberen-
gadin eine Initiative zur Be-
grenzung des Zweitwoh-
nungsbaus mit fast einem
Dreiviertelmehr an.DerKreis-
rat des Oberengadins hielt
fest, eine Plafonierung sei das
wirksamste Mittel gegen ei-
nen überbordenden Zweit-
wohnungsbau. Von der Kon-
tingentierung befreit sind Um-
nutzung von altrechtlichen

Die rechtlichen Aspekte der
Zweitwohnungsinitiative

Angesichts der
jahrzehntelangen

Fehlentwicklung in den
touristisch attraktiven

Regionen soll nun mit kon-
kreten Beschränkungen
endlich dem uferlosen

Bau von Zweitwohnungen
ein Riegel geschoben

werden. Es geht darum,
dem verfassungsmässigen
Auftrag der Nachhaltigkeit
im Sinne des Artikels 73
der Bundesverfassung
auf diesem Gebiet nach-

zukommen.

St. Moritz
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Wohnungen, Umbau, Erneue-
rung und Wiederaufbau im
Umfang des altrechtlichen Be-
standes und geringfügige Er-
weiterungen von altrechtli-
chenWohnungen.
Silvaplana versucht es mit
einer Steuer auf nicht vermie-
teten Zweitwohnungen. Grin-
delwald benutzt das imBerner
Baugesetz vorgesehene Recht
der Gemeinden, einen Erst-
wohnungsanteil festzulegen,
verbundenmit einemUmnut-
zungsverbot. Dieses Umnut-
zungsverbot gilt allerdings zu
Recht nicht für Erben einer
Wohnung, die aus der Ge-
meinde ausgezogen sind.

Föderalismus und Ge-
meindeautonomie
Der neue Artikel 75a der Bun-
desverfassung im Sinn der
Zweitwohnungsinitiative ver-
pflichtet die Raumplanungs-
behörden, das heisst Kantone
und Gemeinden, bei Ände-
rung der Zonenpläne und bei
der Erteilung von Baubewilli-
gungen in Zukunft die Limite
von 20 Prozent Zweitwoh-
nungen zu beachten.
Aus Respekt für den Födera-
lismus und die in der Schweiz

sehr geschätzte Gemeindeau-
tonomie überlässt Initiative
die Ausarbeitung der Ausfüh-
rungsbestimmungen den Ge-
meinden. Nur eine Verpflich-
tung enthält der 2. Abschnitt
des Initiativtests: Die Pflicht
zur Veröffentlichung des
Erstwohnungsanteilsplans.
Die umfangreichen Vorarbei-
ten des ARE werden den ein-
zelnen Gemeinden helfen,
die geeigneten Bestimmun-
gen zur Anwendung des Ver-
fassungsartikels 75a in ihre
Baureglemente aufzuneh-
men und, wie etwa die Ge-
meinde Grindelwald, Aus-
nahme¬bewilligungen für
Härtefälle vorzusehen.

Nachhaltige Entwicklung
Der neue Artikel 75a fügt sich
in den 4. Abschnitt «Umwelt-
und Raumplanung» der Bun-
desverfassung ein. Im Gegen-
satz etwa zum Bundesgesetz
über den Erwerb von Grund-
stücken durch Personen im
Ausland, ist hier nicht der Ei-
gentümer oder der Mieter di-
rekt betroffen. Denn es geht
ja lediglich um neue Zweit-
wohnungen. Solche dürfen
nur unter Beachtung der 20-

Davos – Kisten und Klötze fressen sich die Bergflanken hinauf. Ein Diebstahl am Erbe
unserer Kinder. Eine Schande für unsere Generation!

Prozent-Grenze gebaut wer-
den. Die Rechte an den beste-
henden Wohnungen bleiben
bestehen. Auch Erben von
Zweitwohnungs-Eigentümern
profitieren von diesem
Rechtsbestand, da ja der Erbe
in die Rechte des Erblassers
eintritt. Die Initiative fordert
nicht, dass die Gemeinden
nach dem Beispiel von Grin-
delwald ein Umnutzungsver-
bot einführen.
Es ist nicht Ziel der Initiative,
in die Raumplanungsent-
scheide der Gemeinden di-
rekt einzugreifen. Angesichts
der jahrzehntelangen Fehl-
entwicklung in den touris-
tisch attraktiven Regionen
soll aber nun mit konkreten
Beschränkungen endlich dem
uferlosen Bau von Zweitwoh-
nungen ein Riegel geschoben
werden. Es geht darum, dem
verfassungsmässigen Auftrag
der Nachhaltigkeit im Sinne
des Artikels 73 der Bundes-
verfassung auf diesem Gebiet
nachzukommen.

Drei Komponenten
Eine nachhaltige Entwick-
lung respektiert die Anliegen
von drei Bereichen: Wirt-
schaft, Umwelt und Soziales.
Nehmen wir den Fall Crans-
Montana (Wallis): Dort hat
die Bettenzahl in Hotels von
8500 im Jahr 1985 auf 1500
im Jahr 2010 abgenommen.
Renovationsbedürftige Ho-
tels wurden systematisch zu
lukrativen Zweitwohnungen
umgebaut. Diese Verdrän-
gung hat einen massiven
Rückgang der Logier¬nächte
ausgelöst. Sie betrifft somit
den Arbeitsmarkt, den Um-
satz der touristischen Anbie-
ter (Läden, Boutiquen, Res-
taurants usw.) und auch die
Einnahmen aus Kurtaxen.
Dies ist keine gesunde volks-
wirtschaftliche Entwicklung.
Betrachtet man gleichzeitig
das Umweltanliegen, so führt
der Bau von Zweitwohnun-

gen zu einer Übernutzung
von Boden und zur Verschan-
delung von Landschaften und
Ortsbildern. Wie in den Pla-
nungsunterlagen für Zweit-
wohnungen zu lesen ist, ge-
nerieren Hotels ca. 13 Millio-
nen Fr anken touristischen
Gesamtumsatz pro Jahr und
Hektare Bauland, während
bei Zweitwohnungen dieser
Umsatz bei 0,375 Millionen
Franken pro Hektare liegt.
Zweitwohnungen benötigen
also für denselben Umsatz 35
mal mehr Boden. Damit steht
klar fest, dass der übermässi-
ge Zweitwohnungsbau nicht
nur die Hotellerie ruiniert. Er
hindert auch die Kantone an
der verfassungsmässigen
Verpflichtung, die nötigen
Massnahmen zur Sicherstel-
lung einer «zweckmässigen
und haushälterischen Nut-
zung des Bodens und einer
geordneten Besiedlung des
Landes» (Art. 75 Bundesver-
fassung) zu ergreifen.
Bleibt die soziale Komponen-
te. Heute haben weite Kreise
der Bevölkerung genug von
Wohnpreisen und Mietzin-
sen, die wegen des oft speku-
lativen Zweitwohnungsbaus
derart in die Höhe schnellen,
dass Einheimische aus ihren
seit Generationen bewohn-
ten Dörfern verdrängt wer-
den. In einem offenen Brief
an den Anzeiger von Saanen
vom 24. April 2009 empörte
sich eine grosse Anzahl jun-
ger Saanerinnen und Saaner
über den Ausverkauf ihrer
geliebten Bergdörfer. Gstaad
verwandle sich in der Zwi-
schensaison in ein lebloses
Geisterdorf. Vielsagend
schrieben sie unter anderem:
«…Warum müssen extrem
wohlhabende Gstaad-Gäste ihr
Kleingeld in luxuriöse Immobi-
lien und in weitere Boutiquen
investieren und damit uns Ein-
heimischen einen Teil unserer
Existenz und Tradition weg-
nehmen?...» ■
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Die Botschaften unserer
Botschafter

Einheimische müssen we-
gen Spekulation und Wu-
cherpreisen wegziehen
oder werden in ihren ei-
genen Dörfern an er-
bärmlichste Schattenla-
gen parkiert. Reiche Aus-
wärtige und Ausländer
parkieren unterdessen
ihr Fremdgeld in Form
von Zweitwohnungen an
bester Lage in unserer
schönen Bergwelt. Immer
mehr Beton in der Land-
schaft, Schwund von Kul-
turland, geschlossene
Fensterläden und kalte
Betten während zehn Mo-
naten im Jahr – das sind
ist die Folgen dieser ver-
fehlten Kapitalanlagen
von Reichen und Speku-
lanten. Derweil wird un-
ser Kapital, die Schönheit
der Heimat, buchstäblich
verspielt. Fünf unserer
Botschafter aus allen
Sprachregionen der
Schweiz rufen Stopp! Als
eindrückliche Botschaft
gegen den uferlosen Bau
von Zweitwohnungen
schildern sie uns exklusiv
ihre Eindrücke, ihre Mei-
nung und persönliche Be-
troffenheit.

■ Silvio Baumgartner

Philippe Roch

Die Lebensqualität in unse-
rem Land verdanken wir zu
einem ganz grossen Teil der
Schönheit unserer Landschaf-
ten und der Natur. Doch es
schmerzt mich zu sehen, wie
wir durch Bevölkerungsdruck
und Wirtschaftswachstum da-
ran sind, dieses wunderbare
Kapital aufs Spiel zu setzen.
Ich sehe es im Genfersee-Bo-
gen; am Jura-Fuss; im Wallis
und anderen Regionen der
Romandie: neue Überbauun-
gen, wohin das Auge reicht.
Auch die Zweitwohnungen
tragen erheblich bei zum Zu-
betonieren von immer mehr
Boden. Durch ihre mangel-
hafte Nutzung bedeuten sie

einen besonders unnötigen
Landverschleiss. Die uferlose
Bautätigkeit in unserem Land
hat irreversible Folgen für das
Kulturland, die Landschafts-
ästhetik, die Natur, die Arten-
vielfalt und unsere Versor-
gungs-Sicherheit. Werden die
Kinder künftiger Generatio-
nen noch unbeschwert im
Freien spielen, sich in unver-
dorbener Landschaft und Na-
tur erholen und deren Schön-
heit geniessen können? Das
Schweizer Raumplanungsge-
setz kennt grundsätzlich gute
Prinzipien für den Erhalt von
Boden und Landschaft. Aber
es mangelt ganz offensicht-
lich an der Durchsetzung.
Wenn Bundesrätin Leuthard
denkt, es reiche aus, etwas ins

Bundesgesetz zu schreiben,
dann träumt sie. Deshalb
brauchen wir konkrete Ziele
und konkrete, schweizweit
verbindliche Instrumente zu
deren Umsetzung in der Bun-
desverfassung. Die Initiative
gegen uferlosen Bau von
Zweitwohnungen ist ein rich-
tiger Lösungsansatz. Ein Ja
zur Zweitwohnungsinitiative
ist ein Liebesbekenntnis für
unser schönes Land und eine
Zukunftsgarantie.

Philippe Roch, Russin VD,
ehem. Direktor von
WWFSchweiz und des
Bundesamtes für Umwelt ,
Wald und Landschaft ,
heute unabhängiger Umwelt -
berater.
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Flurina Bezzola

Ich erinnere mich gut, wie
wir als Kinder jeweils in Pon-
tresina, wo ich aufgewachsen
bin, für Sammlungen von
Haus zu Haus gingen. Schon
damals gab es ganze Dorftei-
le, wo sich niemand aufhielt.
Geschlossene Fensterläden,
überall klingeln, nirgends ei-
ne Antwort. Bald wussten wir
genau, welche grossen Ge-
bäude an bester Lage man
gleich auslassen konnte, weil
sie ausserhalb der Saison voll-
ständig leer standen. Zu den
Stosszeiten aber ist dann alles
übervoll… Wer als Einheimi-
scher erschwinglich wohnen
will, kann die gute Lage ver-
gessen. Viele Leute vom Dorf
dürfen am Ende noch irgend-
wo an einer lärmenden Stras-
se und wo die Sonne nie hin-
kommt, ihr Dasein fristen.
Wir schätzen auswärtige Gäs-
te. Tourismus ist für uns sehr
wichtig. Aber das kann’s wohl
nicht sein, wenn schöne
Bergdörfer zu ungastlichen
Städten verkommen und Ein-
heimische aus ihrer eigenen
Heimat vertrieben werden.
Deshalb muss der Zweitwoh-
nungsbau eindeutig begrenzt
werden.

Eine einheitliche, gesamt-
schweizerische Lösung und
eine Plafonierung bei 20 Pro-
zent, wie sie die Zweitwoh-
nungsinitiative vorschlägt,
finde ich erstrebenswert. So
haben alle Kantone und Ge-

meinden die gleichen Bedin-
gungen. Mehr Gerechtigkeit
entsteht. Denn in Gemeinde-
versammlungen haben es Ge-
setze zur Eindämmung des
Zweitwohnungsbaus schwer,
durchzukommen. Zweitwoh-
nungen bedeuten nur kurz-
fristigen Profit. Aber sie fres-
sen schönes Land und sind
langfristig ein grosses Pro-
blem. Es heisst, das einheimi-
sche Gewerbe profitiere von
der Bauerei. Das trifft auch
nur sehr bedingt zu. Die Bau-
tätigkeit ist oft so überhitzt,
dass die einheimischen Be-
triebe überlastet sind und
dann ausländische Firmen
bauen. Wer soll das noch gut
finden, ausser diejenigen,
welche das schnelle Geld ma-
chen? Als Coiffeuse mache
ich derzeit die Berufsmatur in
Chur. Gerne würde ich aber
nach Pontresina zurückkeh-
ren, um dort zu leben. Aber
mit meinem Einkommen
kann ich eine erschwingliche
Miete oder bezahlbares Ei-
gentum gleich vergessen. Wir
müssen unser schönes Land
besser bewahren und auch
auf die Natur und die Tiere
achten. Deshalb empfehle ich
allen: Ja stimmen zur Zweit-
wohnungsinitiative!

Flurina Bezzola, Pontre-

sina/Chur GR, Coiffeuse,
Wochenaufenthalterin in
Chur, Grossrats-Stellver-

t reterin imEngadin,
war imHerbst J uso-Nat ional-
rat skandidat in.

Claudio Plank

Was für ein Glück für mich, in
einem Tal wohnen zu kön-
nen, wo kein Bevölkerungs-
und Siedlungsdruck herrscht.
Die Natur ist wunderbar, der
Boden erschwinglich, mir ist
es hier wohl. Auch das gibt es
noch in der Schweiz. Die Re-
gion hier ist abgelegen und
für die grossen Touristenströ-
me wenig attraktiv. Möge es
so bleiben. Bei einem Blick
von hier hinunter auf den
Tessiner Talboden, in Rich-
tung Locarno, sieht es schon
ganz anders aus. Da kann es
einem angst und bange wer-
den. Tagsüber sieht es fast aus
wie ein einziges Häusermeer,
nachts wie ein Lichtermeer.
Für viele Investoren aus der
Schweiz, dem benachbarten
Italien und auch anderen
Ländern ist das Tessin sehr at-
traktiv für den Häuserbau als
Kapitalanlage.

Viele der in den letzten Jah-
ren im Tessin neu entstande-

nen Wohngebäude stehen
fast immer leer. Zweitwoh-
nungen sind besonders un-
sinnig. Sie verschlingen
Land, bloss damit sie nachher
fast dauernd leer stehen. Sie
sind für den kurzsichtigen,
kurzfristigen Profit einzelner
Spekulanten da. Langfristig
trägt den Schaden dafür die
Gemeinschaft. Die Schweiz
ist schon genug zugebaut.
Künftig soll sich die Schwei-
zer Bauwirtschaft vermehrt
auf den Unterhalt der bereits
bestehenden Gebäude kon-
zentrieren. Beispielsweise
durch bessere Massnahmen
der Wärmedämmung. Damit
wird auch ein wichtiger Bei-
trag zur Energieeinsparung
geleistet. Man kann es dre-
hen wie man will: Die Initiati-
ve gegen uferlosen Bau von
Zweitwohnungen kommt
noch gerade zur rechten Zeit.
Es ist Zeit, Ja zu sagen und zu
handeln.

Claudio Plank, Intragna TI,
Bergbauer.



11
Nr 99 Januar | Februar | März 2012

JFW | Schweiz

Adi Bohren

Jedes Mal, wenn ich nach
Grindelwald zurückkam,
mein geliebtes Dorf, in dem
ich aufgewachsen bin, stan-
den wieder neue Bauprofile
irgendwo in schönstem Land-
wirtschaftsland; waren wie-
der neue Chaletbauten wie
Pilze aus dem besten Boden
geschossen. Damals fiel mir
dies erstmals so richtig auf.
Dabei war ich jeweils gar
nicht besonders lange weg.
Ich arbeitete während 17 Jah-
ren als Flughelfer, neun Mo-
nate Arbeit, drei Monate frei,
meist auf Reisen. Nach der
Zeit als Flughelfer führte ich
während 14 Jahren ein Berg-
restaurant. Es war buchstäb-
lich naheliegend, mich zu
dieser Zeit in Grindelwald
nach einem Eigenheim um-
zusehen. Einige konkrete Ob-
jekte interessierten mich. Da-
runter ein Haus, das nicht
einmal eine direkte Zufahrt
hatte; man musste die letzten
100 Meter zu Fuss gehen. Ich
liess unabhängig schätzen,
was etwa zu zahlen wäre und
rundete auf, denn ich wusste:
Grindelwald ist teuer. Doch
für die Eigentümerin war
mein Angebot lächerlich. Kurz
darauf ging die Liegenschaft
als private Zweitwohnung an
einen Engländer: für 2,4 Mil-
lionen – etwa das Dreifache
dessen, was ich geboten hatte.

Aber gewisse Inserate von
Spekulanten schlagen dem

Fass endgültig den Boden
aus. Da werden Häuser zum
Verkauf angeboten „ideal ge-
eignet für eine einheimische
Familie“, wie es in den Inse-
ratentexten heisst.
Dann schaut man sich den
Standort dieser tollen Liegen-
schaften an: Schattenlage,
den ganzen Winter keine Son-
ne, an der Hauptstrasse, an
der Bahn, am besten noch
zwischen beidem drin, oder
neben einem Industriequar-
tier. Da dürfen also die Ein-
heimischen noch wohnen,
während an schönster Lage
das beste Kulturland zuge-
baut worden ist mit Häusern,
die vielleicht zehn Monate im
Jahr leer stehen. Deshalb
gründeten wir mit einigen
Kollegen den Verein gegen
die masslose Überbauung
Grindelwalds. Innert kürzes-
ter Zeit hatten wir 300 Mit-
glieder. Das zeigt, wie der Un-
mut bei uns im Tal wächst. In
der Gemeinde wird der Ärger
der Einheimischen mittler-
weile auch wahrgenommen.
Aber noch gehen die getroffe-
nen Massnahmen zu wenig
weit. Deshalb bringt die Ini-
tiative gegen uferlosen Bau
von Zweitwohnungen einen
richtigen Lösungsansatz zur
richtigen Zeit.

Adi Bohren, Grindelwald BE,
gelernter Metzger, Flughelfer,
Restaurantbet reiber
und gegenwärt ig Pächter
einer Skihüt te auf
Grindelwald First .

Robert Obrist

Als junger Architekt baute
ich in den 60er Jahren unter
anderem auch Zweitwohnun-
gen. Aber schon damals mit
einem mulmigen Gefühl im
Bauch. Es war auch vor 40
Jahren, zur Zeit eines Bau-
booms, schon klar, wohin dies
führen würde, wenn man vo-
rausdachte und es Jahr für
Jahr so weiterginge. Zum
Schlüsselerlebnis wurde für
mich Franz Webers Initiative
zum Schutz der Engadiner
Seenlandschaft zu Beginn der
70er Jahre. Das machte Franz
Weber damals für viele im
Engadin zum Feindbild. Die-
se Initiative hat aber in den
Köpfen viel bewegt und in der
Folge auf der politischen Ebe-
ne Früchte getragen. Von der
aktuellen Zweitwohnungsini-
tiative hoffe ich natürlich,
dass sie angenommen wird.
Sie wäre wiederum wertvolle
Vorleistung für eine neue Be-
wusstseinsbildung.

Wenn grosse Fremdgeld-Ein-
flüsse von aussen in eine Re-
gion kommen, dann reisst die
organische Kontinuität und

die Nachhaltigkeit ab. Begehr-
lichkeiten ufern aus, auf Kos-
ten der Qualität. Zweitwoh-
nungen sind parkiertes
Fremdgeld. Die landschaftli-
che Schönheit im Oberenga-
din zieht trotz der hohen Prei-
se internationales Kapital an,
und die Versuchung für viele
ist gross: warum nicht in eine
Zweitwohnung als sichere
und lukrative Geldanlage in-
vestieren? Für mich besteht
kein Zweifel, dass ein sehr
beträchtlicher Anteil der
Zweitwohnungen im Oberen-
gadin parkiertes Grau- und
Schwarzgeld ist. Ich wünsche
mir sehr, dass die Initiative
„Schluss mit uferlosem Bau
von Zweitwohnungen“, wie
schon Franz Webers Seen-
schutz-Initiative zu Beginn
der 70er Jahre, Zukunftssig-
nale setzt. Sie bestätigt, dass
die regionale Initiative „Woh-
nen im Engadin“ ein politi-
scher Schritt in richtige Rich-
tung ist.

Robert Obrist , St . Moritz GR,
Architekt , Urbanist
und Raumplaner,
Init iant der Regionalplanung
Oberengadin.
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Wo ist meine Schweiz?
«Was haben wir getan? Was
haben wir zugelassen?» wer-
den wir uns schon in naher
Zukunft fragen, wenn wir
jetzt nicht Halt rufen! Genug!
Stopp der überbordenden, bo-
denfressenden, landschafts-
vernichtenden Bauerei in un-
seren touristischen Regio-
nen!

Ein Schatz von Juwelen
Die schönsten und kostbars-
ten Stücke sind es, die wir ge-

dankenlos abtreten, die wun-
derbarsten unserer einzigar-
tigen Juwelensammlung. So
gehen wir um, so lassen wir
umgehen mit dem einst sorg-
sam gehüteten Familien-
schmuck der Schweiz, der
das Erbe unserer Kinder ist –
unsere Bergwelt mit den tief-
schwarzen Wäldern und den
sanftgrünen Hängen, mit den
Silberketten und Perlen-
schnüren unserer kristallkla-
ren Bergbäche und Wasserfäl-

le, mit den Seen, türkis und
aquamarin, wenn sich der
Himmel in ihnen spiegelt
und sie zum Glitzern und
Funkeln bringt und zum
Leuchten in allen Farben und
Schattierungen der Opale,
wenn die Gewässer aufge-
wühlt sind oder milchig
weiss, hoch droben in den
Gletschern. Und die verstreu-
ten Rubine der Alpenrosen-
wiesen gehören dazu mit ih-
rem Duft nach Thymian, und

die Burgen der Murmeltiere,
und die heimlichen Reviere
des Auerhahns und die
schroffen Höhen, wo das
Steinwild steht. Und das ver-
traute Urbild unserer Berg-
dörfer und das Heimatgefühl
unserer traditionellen Bau-
erndörfer – und so manche
andere Perlen, die wir bereit
sind, um einen schnellen
Profit der Immobilienspeku-
lation und masslosen Über-
bauung hinzuwerfen.

«Firnelicht»

Wir stellen uns unsere
Heimat immer wieder als
intaktes, unangetastetes
Stück Natur vor… Ach,
wie weit sind wir schon
davon entfernt!

Gar nicht unrealistisch ist
das Bild, heute noch Foto-
montage, auf dem das Wahr-
zeichen und die Krone der
Schweiz, das Matterhorn,

bis unter seine Spitze ver-
baut dargestellt wird. Das
Matterhorn im Häusermeer
– übertrieben? Wir sind
schon mitten auf dem Weg
dorthin! Immer weiter hin-
aus flutet der Siedlungsbrei,
immer höher hinauf krie-
chen Jumbochalets und Ap-
partmentblöcke, immer nä-
her den schneeigen Gipfeln
entgegen. Welche geistigen

Bilder vom berühmten Tou-
ristenland Schweiz tragen
unsere ausländischen Gäste
mit nach Hause? Sind es Bil-
der, die sie zum Wiederkom-
men motivieren? Können
sie über den Anhäufungen
von Kisten und Klötzen und
Crèmeschnittenchalets, von
Strassengewirr, Parkplätzen
und Sportanlagen «das Fir-
nelicht» noch wahrnehmen,

«das grosse, stille Leuchten»,
von dem unser Conrad Fer-
dinand Meyer sprach?

«Was kann ich für die Heimat
tun?» fragt er in seinem un-
sterblichen Gedicht «Firne-
licht». «…Was geb ich, das
dem Tod entflieht? Vielleicht
ein Wort, vielleicht ein Lied,
ein kleines, stilles Leuchten…»

Was können wir, heutige
Schweizerinnen und Schwei-
zer, für die Heimat tun? Was
können wir ihr geben? Die
Antwort ist einfach, liegt auf
der Hand.

Es ist ein Wort.
Ein Ja.
Ein Ja der Liebe und
Sorge für unser wunder-
bares, einziges und
unersetzliches Land.

Das JA am
11. März 2012 !

Judith Weber

Matterhorn im Firnelicht
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Stierkampf (Corrida) – das ist
ein öffentliches Spektakel,
das darin besteht, einen Stier
im geschlossenen Rund der
Arena vor den Augen eines
Publikums zu einem aus-
sichtslosen Verteidigungs-
kampf zu zwingen und ihn
dabei langsam und raffiniert
zu Tode zu quälen. Der Stier,
nach langer Folter ge-
schwächt und völlig er-
schöpft, wird schliesslich mit
einem Dolchstoss getötet und
stirbt letztendlich, weil sich
seine Lungen mit Blut füllen.

Kampagne «Infancia SIN viOLEncia»

Schutz für die Unschuldigsten:
Kinder und Tiere

«Infancia SIN viOLEncia» – Kindheit ohne Gewalt. Dies
ist die neue Kampagne der Fondation Franz Weber. Ziel
ist ein Zutrittsverbot von Minderjährigen zu den grausa-
men Stierkampfveranstaltungen. Sei es als Zuschauer,
als Schüler in Corrida-Schulen, in denen das Foltern
und Töten von Tieren gelehrt wird, oder als angehender
professioneller Torero in Ländern, wo der Stierkampf
noch legal ist: Zutritt für Minderjährige verboten.

Dass diese Industrie des Ver-
gnügens an der Tiermarter,
die Stierkampfindustrie,
auch regelmässig Kinder zu
beeinflussen und zu verein-
nahmen sucht, ist indessen
der Gipfel des Horrors.
Der Grund für diese Perversi-
on ist einfach. Die Stier-
kampflobby will ihre grausa-
me Tradition auch in Zukunft
fortgeführt wissen. Deshalb
rekrutiert sie eifrig neue An-
hänger aus der nächsten Ge-
neration: Kinder. Zur «richti-
gen Erziehung» kommen sie

gerade recht – sie sind noch
beeinflussbar. Die Industrie
der Corrida kennt keine Skru-
pel. Ohne Zögern holt sie sich
die Kinder, zum Beispiel für
Stierkampfschulen, wo diese
lernen, zu quälen und zu tö-
ten. Oder das Sendungsbe-
wusstsein der Corrida-Lobby
erreicht die Jüngsten durch
TV-Übertragungen von Stier-
kämpfen zur besten Kinder-
Sendezeit, um 17.00 Uhr.

Wichtige Ziele
Deshalb will unsere Kampa-
gne «Infancia SIN viOLEncia»
– übrigens ein Wortspiel aus
den Grossbuchstaben «SIN»
(ohne) und «OLE», dem tradi-
tionellen Zuruf des Publi-
kums an den kämpfenden To-
rero – folgende Ziele errei-
chen:
■ Eintrittsverbot für Minder-
jährige in Stierkampfarenen

und bei sonstigen volkstümli-
chen Veranstaltungen und
Festen, in denen Stiere ge-
quält werden.
■ Verbot von Fernsehüber-
tragungen von Stierkämpfen
und volkstümlichen Festen,
in denen Stiere gequält wer-
den, ganz besonders zu «kin-
dergerechten» Sendezeiten.
■ Eintrittsverbot von Minder-
jährigen in Stierkampfschulen.
■ Verbot von Kindertoreros

Sukkurs der Wissenschaft
Die Wissenschaft ist auf unse-
rer Seite. Wissenschaftliche
Studien, durchgeführt von
Franzosen und Spaniern im
psychologischen und psychi-
atrischen Bereich, stützen un-
sere Kampagne. Mehrere Stu-
dien zeigen, welche Auswir-
kungen die Gewalt von
Stierkämpfen insbesondere
auf die Psyche von Minderjäh-

■ Vera Weber

Brutalität, Gewalt und Blut – direkt vor den Augen der Kinder Die meisten Kinder sind traumatisiert. Andere aber werden abgestumpft und gehören
zur nächsten Generation von Stierkampf-Fans.



14
Nr 99 Januar | Februar | März 2012

JFW | Tiere

rigen hat. Wie nicht anders zu
erwarten, hinterlässt die Aus-
wirkung der Gewaltszenen
bei Kindern tiefschürfende
psychische Spuren. Zu den
emotionalen Auswirkungen
kommt hinzu, dass Kinder die
Grausamkeit dieser Bilder we-
der mental noch psychisch
verstehen, geschweige denn
verarbeiten können, denn ihr
Geist ist noch in Entwicklung.
Neben der Wissenschaft ist
auch der gesunde Menschen-
verstand auf unserer Seite.
Dieser sagt uns, dass Kinder,
für die es bereits viele, auch in-
ternational anwendbare Ju-
gendschutzgesetze gibt, kei-
nerlei Gewalt ausgesetzt wer-
den dürfen, weder als
Zuschauende noch als Ausfüh-
rende, etwa imFallminderjäh-
riger Toreros.
Während Stierkämpfen und
volkstümlichen Festen, wo
Stiere, Jungstiere oder Jung-
kühe, etc. gequält werden,
sind die Kinder nicht nur Zeu-
gen brutaler Gewalt gegen-
über dem Tier, einem hilflo-
sen Lebewesen. Sie werden in
vielen Fällen auch Zeugen
von schweren Verletzungen,
etwa durch Hornstösse, oder
sogar des gewaltsamen Todes
eines Menschen. Was diese
Kinder hautnah erleben, un-
terscheidet sich weithin von
der Gewalt, die sie in Filmen,
Fernsehserien oder Video-
spielen sehen. Es ist der bruta-
le Unterschied zwischen Fikti-
on und Realität. Im Fall der
Stierkämpfe und volkstümli-
chen Feste, wo Tiere gequält
werden, sind die Gewalt, die
Brutalität, das Blut, der Ge-
ruch, die Geräusche, alles
echt. Interessanterweise sind
Filmemit brutalen Gewaltsze-
nen für Minderjährige nicht
zugelassen. Die scheussliche
Realität der Tiermarter aber
mutet die Stierkampf-Lobby
den Minderjährigen gerne zu
– um sie abzustumpfen und
daran zu gewöhnen. Schliess-

lich ist das Quälen und Töten
eines Stiers ja «Tradition» und
etwas ganz Normales… Im
Fall von volkstümlichen Fes-
ten, wo Stiere gequält werden,
beispielsweise bei Hetzjagden
durch Strassen, ist das Pro-
blem noch grösser.

Ein Kind lernt Töten
Hier kommt zum möglichen
Trauma von minderjährigen
Zeugen, welche Verletzungen
oder gar gewaltsamenTodmit
ansehen mussten, noch das
Risiko für die eigene körperli-
che Unversehrtheit. Es gibt
dokumentierte Fälle von Kin-
dern, die bei solchen Festen
verletzt oder getötet wurden.
Während Kinder in Ländern,
die den Stierkampf noch er-
lauben, in Stierkampfschulen
erlernen, wie Waffen, zum
Beispiel Banderillas oder De-
gen eingesetzt werden, um
ein Tier zu quälen und zu tö-
ten, und während sie in der
Praxis an kleinen Kälbern
üben, haben noch immer
manche Eltern das Ziel, ihre
Kinder nach dem Vorbild der
erwachsenen Toreros zu
Stierkämpfern auszubilden.
In Spanien sind zwar Kinder
unter 16 Jahren nicht zur ak-
tiven Teilnahme im Stier-
kampf zugelassen. Hingegen
dürfen sie ganz legal bereits
in sehr jungen Jahren Stier-
kampfschulen besuchen. In
anderen Stierkampf-Ländern
gibt es in diesem Bereich kei-
ne Einschränkungen – sogar
«Kindertoreros» sind erlaubt.

Eine klare Form von
«Kindsmissbrauch»
Minderjährige können noch
nicht dieselbe Verantwor-
tung übernehmen wie Er-
wachsene. Im Fall der Kin-
dertoreros liegt es daher auf
der Hand, dass nicht sie
selbst entscheiden, wann und
wo sie kämpfen, wie hoch das
Honorar ist, das ihr Vormund
oder ihre Familien erhalten,

etc. Am schlimmsten ist aber
zweifellos die Unfähigkeit
der Kinder, Gefahren richtig
einzuschätzen. Die Stier-
kampflobby bestärkt sie in
dieser Unfähigkeit teilweise
noch! Das krankhafte Interes-
se, das Kinder und Jugendli-
che für den Stierkampf auf-
bringen können, wird darü-
ber hinaus noch durch den
Umstand gefördert, dass die
Anerkennung eines Toreros
mit dem Risiko, das er ein-
geht, steigt.
Der Vorsitzende der Vereini-
gung der Kampfstierzüchter
in Mexiko, Jorge de Haro,
bringt diese Tatsache er-
schreckend auf den Punkt. In
einem Interview mit der spa-
nischen Tageszeitung El País
vom 19. April 2007 erklärt er
ganz unverblümt: «Den Stier-
kampf erlernt man, wie Ten-
nis oder andere Sportarten,
am besten als Kind. Ausser-
dem muss der Stierkämpfer
leichtsinnig sein. Einem Kind
sind die Gefahr und das Risi-
ko nicht bewusst. Je jünger
die Kinder sind, desto besser
werden sie als Stierkämpfer
sein.» Er bestätigt also offen
und ohne Scham, dass die so-
genannte Kunst eines kämp-
fenden Kindes allein auf dem
für Kinder typischen Leicht-
sinn beruht. Daher muss hier
eindeutig von «Kindsmiss-
brauch» gesprochen werden.
Denn egal ob Mensch oder
Tier: es ist auf jeden Fall ein
Missbrauch, ein Lebewesen

einer Gefahr auszusetzen, de-
rer es sich nicht bewusst ist.

Erste Erfolge
Einhergehend mit dem Start
der Kampagne hat sich die-
Fondation Franz Weber in al-
le Gesetze eingearbeitet, wel-
che die Teilnahme von Min-
derjährigen an den blutigen
Stierkampfveranstaltungen
verbieten. So wurde in der
vorberatenden Kommission
der spanischen Region Gali-
zien einstimmig ein Eintritts-
verbot für Kinder unter 12
Jahren bei Stierkampfveran-
staltungen verabschiedet. Im
März stimmt das Parlament
von Galizien über diesen Vor-
schlag ab, um ihn in das Ge-
setz für öffentliche Veranstal-
tungen aufnehmen zu kön-
nen. Des Weiteren hat die
Kulturkommission von Peru
einen Gesetzesentwurf ver-
abschiedet, der die Anwesen-
heit von unter 18-jährigen in
den Stierkampfarenen des
südamerikanischen Landes
verbietet. Hierüber wird vo-
raussichtlich ebenfalls im
März vom peruanischen Par-
lament entschieden.
Auch wenn sich die Stier-
kampflobby über diese bei-
den Gesetzesentwürfe hin-
wegsetzen sollte, wird die
Fondation Franz Weber mit
unvermindertemElanweiter-
arbeiten, da wo es Sinn macht
und möglich ist. Nicht nur
zum konkreten Vorantreiben
der beiden Gesetzesentwürfe.
Es geht um die Würde der
Kreatur, um Schutz von Kind
und Tier. Und darum, diese
ethischen Grundwerte mög-
lichst bald auch in jenen Län-
dern zu verankern, in denen
der Stierkampf heute noch er-
laubt ist. ■

Schauen Sie sich unser hoffnungs-
volles Video zur Abschaffung des
Stierkampfes in Katalonien an!
Auf www.youtube.com, unser Ka-
nal: FondationFranzWeber1

Zum Verzweifeln – Ein Kind lernt töten



Fondation Franz Weber: ein Begriff für wirksamen Tier- und Umweltschutz

Auskunft FONDATION FRANZ WEBER
Case postale, CH-1820 Montreux, Tel. 021 964 37 37 oder 021 964 24 24, Fax 021 964 57 36, E-mail: ffw@ffw.ch, www.ffw.ch

Unsere Arbeit
ist eine Arbeit im Dienste der Allgemeinheit.
Die Tätigkeit der FFW wird durch die Überzeugung motiviert, dass
auch die Tiervölker als Teile der Schöpfung ein Anrecht auf Exis-
tenz und Entfaltung in einem dafür geeigneten Lebensraum haben,
und dass auch das einzelne Tier als empfindendes Wesen einen
Wert und eine Würde besitzt, die der Mensch nicht missachten darf.
In ihren Schutz- und Rettungskampagnen für unversehrte Land-
schaften und verfolgte und gequälte Tiere ist die Stiftung unermüd-
lich bestrebt, immer wieder die Verantwortung des Menschen für
die Natur zu wecken und den Tieren und Tiervölkern in der
menschlichen Rechtsordnung eine Stellung zu verschaffen, die
ihnen Schutz, Recht und Überleben sichert.

Um weiterhin ihre grossen Aufgaben im Dienste von Natur und
Tierwelt erfüllen zu können, wird die Stiftung Franz Weber immer
auf die Grosszügigkeit hilfsbereiter Menschen zählen müssen. Als
politisch unabhängige, weder von Wirtschaftskreisen noch durch
staatliche Zuwendungen unterstützte Organisation ist sie auf Spen-
den, Schenkungen, Legate, usw. angewiesen. Die finanziellen Las-
ten, die die Stiftung tragen muss, werden nicht leichter sondern im-
mer schwerer – entsprechend dem unaufhaltsam wachsenden
Druck auf Tierwelt, Umwelt und Natur.

Steuerbefreiung
DieFondationFranzWeber ist als gemeinnützige Institutionvonder
Erbschafts- und Schenkungssteuer sowie von den direkten Staats-
und Gemeindesteuern befreit. Zuwendungen können in den meis-
ten Schweizer Kantonen von den Steuern abgezogen werden.

Zugunsten
der Tiere und
der Natur

Wenn alle Stricke reissen, wenn alles
vergeblich scheint, wenn man verzweifeln
möchte über die Zerstörung der Natur und

das Elend der gequälten und verfolgten Tiere,
dann kann man sich immer noch an die

Fondation Franz Weber wenden.

Sie hilft oft mit Erfolg auch in scheinbar
hoffnungslosen Fällen ...

Helfen Sie uns, damit wir weiter helfen können!
Spendenkonten SCHWEIZ: Landolt & Cie., Banquiers, Chemin de Roseneck 6, 1006 Lausanne,

Konto Fondation Franz Weber IBAN CH76 0876 8002 3045 00003 oder
Postscheck-Konto No 18-6117-3, Fondation FRANZ WEBER, 1820 Montreux, IBAN CH31 0900 0000 1800 61173

DEUTSCHLAND: Raiffeisenbank Kaisersesch, Postfach, D-56759 Kaisersesch, Konto Nr. 163467, BLZ 570 691 44, BIC GENODED1KAI,
IBAN DE41 5706 9144 0000 1634 67

Bitte bevorzugen Sie das E-Banking www.ffw.ch
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Eine Million Gäste
� Hans Peter Roth

Es ist eine der schönsten
Erfolgsgeschichten für
Helvetia Nostra und die
Fondation Franz Weber:
Die Erhaltung der einma-
ligen Jura-Landschaft bei
Vendlincourt. Und nun
erhält sie eine der schöns-
ten denkbaren Krönun-
gen: Hohen Besuch aus
dem Hohen Norden – von
Millionen Nordfinken!

Plötzlich sind sie da, die Vo-
gelschwärme. Ein unbe-
schreibliches Naturspektakel.
Ein himmlisches Ballet, das
sich jeden Nachmittag gegen
16 Uhr abspielt, passend zur
anmutigen Landschaft beim
jurassischen Dörfchen Vend-
lincourt. Millionen von Nord-
oder Bergfinken formieren
sich zu einer grossen, schwar-
zen Wolke, fliegen synchron-
artig in phantastischen, stän-
dig wechselnden Formatio-
nen über die Köpfe der
sprachlosen Zuschauer hin-
weg. Selbst Matthias Kesten-
holz von der Vogelwarte Sem-
pach kommt aus dem Stau-
nen nicht mehr heraus. «Im
Kanton Jura haben wir viele
Buchenwälder und das ist
sehr wichtig für die Bergfin-
ken, weil sie die Buchennüs-
se fressen, die in grosser Zahl
überall auf dem Waldboden
liegen», erzählt er während
der Flugshow der Bergfinken
gegenüber dem Schweizer
Fernsehen.

Landschafts-Juwel
Nahe der östlichen Kantons-
grenze zu Frankreich, lieblich

eingebettet in die Juraland-
schaft mit ihren Hecken und
Hügelzügen, umgeben von
Obstgärten, Weiden und Ge-
treideäckern, ist Vendlin-
court wie geschaffen für Spa-
ziergänge, Wanderungen,
Rad¬touren. Zu Recht rühmt
es sich auf seiner Webseite
seiner prachtvollen Wälder,
wie nun auch die Bergfinken
bestätigen. Ein touristisches
und landwirtschaftliches Ju-
wel in einer idyllischen, un-
versehrten Landschaft.
Doch auch in dieser Oase
zum Erholen und Auftanken
zog im Jahre 2005 Ungemach
herauf, in Form eines geplan-
ten Auto-Rundkurses. Die
Pläne eines gutbetuchten lo-
kalen Autonarren sahen eine
2,7 Kilometer lange und 13
Meter breite Autorennpiste
auf 15 Hektaren Landfläche
vor. Die Rundrennpiste sollte
Autofirmen zum Testen und
Freizeit- oder Profi-Rennfah-
rern als Übungsstrecke die-
nen. Auch das Mäntelchen
„Sicherheitstraining für den
Strassenverkehr“ hielt für das
Projekt her. Die geschätzte

Investition von 10-12 Millio-
nen Franken aber zeigte: Hier
sollte ein rentabler Freizeit-
und Rennpark aus dem Bo-
den gestampft werden.

Das Unmögliche geschafft
Es wäre das Ende gewesen für
die liebliche Landschaft. Doch
Anwohner riefen Franz Weber
zu Hilfe, und der trat mit sei-
ner Vereinigung Helvetia Nos-
tra auf den Plan. Unbeirrbar.
Durch alle Instanzen be-
kämpften sie den Rennbahn-
Wahn. Rein rechtlich und ver-
fassungsmässig gesehen hätte
die Rundstrecke ohnehin nie
gebaut werden dürfen. Kom-
munale und kantonale Behör-
den aber unterstützten die Pis-
te, liessen Helvetia Nostra
auch vor dem Jurassier Kan-
tonsgericht abblitzen. Franz
Weber und seine Verbündeten
liessen sich nicht entmutigen,
zogen den Fall weiter. Bis vor
Bundesgericht. Und dieses
fällte im März 2011 einen weg-
weisenden Entscheid: Das
Projekt widerspreche den
Richtlinien des Raumpla-
nungsgesetzes, urteilten die

Richter in Lausanne. Zudem
müsse eine Anlage dieser
Grösse zwingend im kantona-
len Richtplan aufgeführt sein.
Nach einem fünfjährigen
Kampf hat Helvetia Nostra vor
Bundesgericht recht bekom-
men. Einmal mehr haben
Überzeugung und das beherz-
te Dranbleiben das scheinbar
Unmögliche möglich ge-
macht, da wo andere längst
aufgegeben hätten.

Die aus Nordeuropa und
Nordwestrussland angefloge-
nen Bergfinken, die sich nun
bei Vendlincourt zur Über-
winterung niedergelassen ha-
ben, danken es! Tagsüber löst
sich der riesige Schwarm der
schönen, bunten Vögel in
kleinere Gruppen auf, die an
verschiedenen Orten nach ih-
rer Lieblingsnahrung, den
Buchnüsschen suchen, die
zurzeit in Massen auf den Ju-
rassier Waldböden liegen. So-
lange nicht grössere Mengen
Schnee fallen, dürfte das
Himmelsballet bei Vendlin-
court noch eine Weile zu be-
obachten sein. �

Nord- oder Bergfinkenmännchen

Die wunderbare Flugshow der Nordfinken über den Weihern von Vendlincourt.
(Photo: Marcus Gyger)
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■ Hans Peter Roth

Immermehr schwillt das Rau-
schen an. Dumpfes Donnern,
schrill gleichzeitig – schwer zu
beschreiben; aber laut auf je-
den Fall. Eine kleine Gruppe
schreitet Richtung Norden in
den Bremgartenwald hinein,
vom Berner Länggass-Quar-
tier her kommend. Einer der
Fachleute ist Franz Weibel,
Forstbetriebsleiter der Burger-
gemeinde Bern: «Wenn wir
zur Brücke kommen, wird es
so laut sein, dass ich laut
schreienmüsste.»
Das Rauschen wird noch lau-
ter. Ein Strom ergiesst sich
unablässig durch diesen
Wald, Tag und Nacht. Kein
Naturereignis, nicht die Aare.
Dann stehen wir bei der Brü-
cke über den ohrenbetäu-
bend lauten Verkehrsstrom
der hier sechs- bis achtspuri-
gen Autobahn A1. Eine gut 60
Meter breite Schneise zer-
schneidet von Ost nach West
den Bremgartenwald. Ver-
stärkt wird der Krach durch
Motorsägen. Unterhaltsarbei-
ter roden rigoros die Auto-
bahnböschung. Sicherheit
muss sein und – sollte das Bö-
schungsgebüsch doch nicht
so lebensbedrohend sein –
zumindest Ordnung und effi-
zient kahles Terrain für die

Projekt «Waldstadt Bremer»

Wird der Wald für Siedlungen gefällt,
fällt ein weiteres Tabu

430’000 Quadratmeter. So viel Wald soll nördlich von
Bern einem wahnwitzigen Siedlungsprojekt zum Op-
fer fallen. So jedenfalls sähen es die Initianten des Pro-
jekts «Waldstadt Bremer» gerne. Nun formiert sich
endlich Widerstand, um dieses Horror-Szenario im
Berner Bremgartenwald zu verhindern.

Schlegelmäher. Aber darum
geht es jetzt nicht – zumin-
dest nicht direkt.
Rund 100Meter von der Auto-
bahn entfernt, zwischen Stadt
und A1, ist der Lärm wieder
so weit abgeebbt, dass man
sich gegenseitig versteht.
Forstbetriebsleiter Weibel
spricht über die Qualität und
Geschichte des Waldes hier.
Fast niemand verweile in die-
sem Waldstück, das vor 36
Jahren durch den Bau der Au-
tobahn am nordwestlichen
Rand der Stadt Bern vom übri-
gen Bremgartenwald abge-
trennt wurde.

Lärm im Wald
Die verantwortlichen Planer
von damals hielten die Sünde,
eine breite graue Schneise
durch dieses Grün zu schla-
gen, für besonders schlau.
Wald als natürliche Lärm-
schutz-Barriere. Jetzt ist der
Lärm im Wald. Die Begehung
des Waldes in diesem Bereich
durch verschiedene Experten
und Interessensvertreter ist
kein Zufall. Die Arbeitsge-
meinschaft für den Wald hat
zum «runden Feldtisch» gela-
den. «Wald oder Stadt?» lautet
die Diskussionsfrage. Gekom-
men sind Vertreter unter-
schiedlicher Interessen und
Anschauungen, um sich an ei-

nem Tisch auszutauschen,
und das macht Sinn. Der Stein
des Anstosses ist gross; es geht
um «Waldstadt Bremer». Ein
Projekt mit nationaler Signal-
wirkung – oder ein nationales
Alarmsignal.

Schockierende
Dimensionen
«Waldstadt Bremer» steht für
eine Stadterweiterung im
Norden von Bern. Wenn es
nach den Initianten des Pro-
jekts geht, sollen dereinst bis
zu 8000 Einwohner nördlich
ans Länggass-Quartier an-
grenzend neuen Wohnraum
finden. Die Dimensionen die-
ses «zusätzlichen Wohnange-
bots» lassen leer schlucken.
Eine Arealfläche von 428’000

Quadratmetern soll es ver-
schlingen. Vollends die Spra-
che verschlägt es einem aber,
weil es sich dabei um Wald
handelt. Wie bitte? Der
Schweizer Wald ist durch das
eidgenössische Waldgesetz,
was Standort und Fläche an-
geht, streng geschützt.
«Als die Idee zum Projekt
«Waldstadt Bremer» im Früh-
jahr 2004 entstand, war sie
nicht viel mehr als eine ver-
rückte Vision», räumt Peter
C, Jakob, Mitinitiant und Vor-
standsmitglied des Förder-
vereins Waldstadt Bremer
ein: «Alle schüttelten im ers-
ten Moment den Kopf. Ein
ganzes Waldstück roden, um
Wohnungen zu bauen? Un-
denkbar!» Doch die Architek-

Rote Fläche: Ein ganzes Waldstück roden, umWohnungen zu bauen? Undenkbar!
Der Schweizer Wald ist durch das eidgenössische Waldgesetz, was Standort und
Fläche angeht, streng geschützt!
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ten und Planer brüteten wei-
ter über der Idee und streck-
ten Fühler aus zu Grundei-
gentümern, Politikern, Fach-
leuten aus Planung und
Siedlungsentwicklung, sowie
Quartierorganisationen. Das
Projekt nahm zunehmend
konkrete Dimensionen an.
Im Mai 2005 wurde «Wald-
stadt Bremer» dann erstmals
einer breiten Öffentlichkeit
vorgestellt.

Tunnel-Blick
Nun könnte die unselige Vor-
arbeit der Autobahnbauer also
weitere gravierende Konse-
quenzen haben. Das Stück
Wald, eingeklemmt zwischen
Stadtrand und Autobahn, soll
Platz zu schaffen für die neuen
Einwohner, mit denen Bern in
den kommenden Jahren
reichlich rechnet. Die Rodung
von 43 Hektaren Wald für die
neue Stadt am Stadtrand ent-
spricht 60 Fussballfeldern,
oder dem Gebiet der Berner
Altstadt. Erfolgte eine Umzo-
nung dieser Fläche in Bau-
land, würde sich deren Wert
von 10 auf 1000 Franken pro
Quadratmeter verhundertfa-
chen. Das gesamte Gebiet er-
hielte damit auf einen Schlag
einen Gesamtwert von bis zu
einer halben Milliarde Fran-
ken. Ökonomisch gesehen
verlockende Perspektiven,
auch wenn der Mehrwert von
umgezontemWaldgebiet nicht
privat abgeschöpft werden
darf wie bei der Umzonung
von Kulturland.
Geht es nach den Promotoren,
dann flössen die aus der Wert-
steigerung gewonnenen Mittel
in die Überdachung der Auto-
bahn auf diesem Abschnitt.
Grob geschätztwürden sichdie
Kosten dafür auf mindestens
300 Millionen Franken belau-
fen. Mit der Autobahnüberda-
chung liesse sich neues Ter-
rain nutzbar machen, meint
der Förderverein Waldstadt

Bremer auf seiner Homepage
www.waldstadtbremer.ch:
«Durch die Aufhebung der bis-
herigen Autobahnschneise
wird der Wald zudem wieder
einfacher zugänglich und en-
ger an die Stadt angebunden.»

«Rodung vertretbar»
Die Promotoren desMammut-
projekts argumentieren ge-
schickt. Architekt Yorick Rin-
geisen vom Berner Architek-
turbüro Bauart, welches bei
der «Waldstadt Bremer» die
Vordenkerrolle einnimmt,
gibt sich geradezu euphorisch:
«Beim genaueren Betrachten
wurde uns das Potenzial die-
ses Standortes bewusst.» Das
Areal sei bereits bestens er-
schlossen – zwei Autobahnan-
schlüsse, eine Buslinie, zehn
Minuten vom Hauptbahnhof
gelegen, meint er gegenüber
der gegenüber der «NZZ am
Sonntag» und der Zeitung «Der
Bund». Dies bedeute: Wenn
hier verdichteter Wohnraum
für 8000 Personen gebaut wer-
de, brauche es dafür bis zu
dreimal weniger Land, als
wenn dies irgendwo in der Ag-
glomeration geschähe. «Heute
wird in fahrlässiger Art und
Weise mit dem Boden umge-
gangen – darum braucht es Al-
ternativen», meint Ringeisen.
Da das Waldstück durch die
Autobahn-Überdeckung und
die Schaffung von Parkanla-

gen aufgewertet würde, ist
für Ringeisen eine Rodung
«vertretbar». Sie beanspruche
«nur» fünf Prozent des gesam-
ten Bremgartenwaldes. Zu-
dem sei vorgesehen, einen
Teil der Fläche an einem an-
dern Ort in der Region aufzu-
forsten. Immer wieder lassen
die Befürworter der Wald-
stadt auch während des
Gangs durch den Wald an-
klingen, dass das von der Au-
tobahn abgeschnittene Stück
Bremgartenwald ökologisch
gesehen eher ärmlich und da-
her wenig erhaltenswert sei.

Abstruse Ideen
Waldrodung am Stadtrand
statt Zersiedelung in der Ag-
glomeration also? Eine inte-
ressante Idee in einer Zeit, in
der die Schweizer Landschaft
unaufhaltsam unter einem
Siedlungsbrei zu verschwin-
den droht? Auch der Begriff
ist schlau gewählt: «Wald-
stadt». Irgendwie stellt man
sich da naturnahe Ökosied-
lungen vor, ein zukunftswei-
sendes Projekt mit Häusern
im Wald, umgeben von ho-
hen Bäumen und Natur.
Doch kritische Nachfragen
zeigen schnell: die Zustim-
mung zum Projekt hätte ver-
heerende Konsequenzen.
Der Wald würde abgeholzt.
Und keine Ökostadt käme auf
der vollständig kahlgeschla-

gen Fläche nördlich der Läng-
gasse zu liegen, sondern eine
weitere kalte Monstersied-
lung mit gesichtslosen, aus-
tauschbaren Beton-Schuh-
schachteln. Denn etwas an-
deres wird im Mittelland
derzeit nicht gebaut.
Zudem sind die Beteuerun-
gen, das Projekt sei ein «klar
abgrenzbarer Einzelfall» oh-
ne Präjudiz-Charakter, und
die Versprechungen von Er-
satzaufforstungen nichts als
hohle Worte. Peter Jakob, Ar-
chitekt des Büros Bauart und
Vorstandsmitglied des För-
dervereins «Waldstadt Bre-
mer» reagiert ziemlich ratlos
auf die Frage, wo sich denn
Bäume ersatzweise für die
kahlgeschlagenen 428’000
Quadratmeter Wald auffors-
ten liessen. Und versteigt
sich dann zu einer abstrusen
Idee: man könnte Autobahn-
böschungen bepflanzen.
Bloss: diese werden zurzeit
vielfach auch abgeholzt, wie
unschwer überall zu beob-
achten ist. Oder müsste man
vielleicht noch 100 Kilometer
neue Autobahnen bauen, um
die nötigen frischen Bö-
schungsflächen zur Ersatz-
Bestockung bereitzustellen?

Endlich Widerstand
Tatsache ist: Im Schweizer
Mittelland finden sich nir-
gends Flächen für Auffors-
tungen, und auch wo Flächen
für anderweitige ökologische
Ausgleichsmassnahmen
herzunehmen wären, bleibt
rätselhaft. Bauern sind kaum
bereit, Land herzugeben,
während die Schweizer Kul-
turlandfläche wegen der no-
torischen Bauerei um einen
Quadratmeter pro Sekunde
schwindet.
Nachdem der Förderverein
«Waldstadt Bremer» bereits
seit sieben Jahren für seine
Anliegen weibelt, beginnt
sich endlich auch der Wider-
stand zu organisieren. So ist

Die Autobahn A1 in Bern: Eine gut 60 Meter breite Schneise zerschneidet von Ost
nach West den Bremgartenwald
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zum Beispiel der Verein Pro
Bremgartenwald zu neuem
Leben erwacht. In den 80er
Jahren kämpfte dieser erfolg-
los gegen den Bau des bis
heute ungenügend ausgelas-
teten Park and Ride Neufeld.
Nun bündelt der Verein den
Widerstand gegen die schwei-
zweit diskutierte Idee der
Überbauung im «Bremer».
Das Projekt Waldstadt richte
sich gegen die Naturerholung
und die Natur, sagt David
Stampfli, Präsident von Pro
Bremgartenwald. Die Wald-
stadt würde den Naherho-
lungsraum der Länggasse
verkleinern. Auch bestreiten
die Waldstadt-Gegner, dass es
sich um ein biologisch wenig
wertvolles Waldstück handle:
Mit dem Bau der Waldstadt
würde das grösste zusam-
menhängende Eichenwald-
gebiet im «Bremer» ver-
schwinden. Auch diene das
Gebiet zwischen Autobahn,
Halen- und Bremgartenstras-
se als Puffer für das Wild, das
sonst weiter zurückgedrängt
würde.

Furcht vor Tabubruch
Das Argument der Befürwor-
ter, man verhindere mit dem
Bau der Waldstadt Einfamili-
enhäuschen im Grünen und
damit die Zersiedelung, lässt
Vereinspräsident David
Stampfli nicht gelten. «Das
würde nur funktionieren,
wenn man die Raumplanung
gemeindeübergreifend an-
packt», lässt er sich von der
Berner Zeitung zitieren. Die
Fläche, welche für die Wald-
stadt eingezont würde, müsste
irgendwo in der Agglomerati-
on dafür ausgezont und nicht
überbaut werden. «Das ist aber
unrealistisch», so Stampfli.
Ähnlich sieht es die grüne Na-
tionalrätin und Länggass-Be-
wohnerin Franziska Teu-
scher, die ebenfalls im Vor-
stand des Vereins Pro
Bremgartenwald sitzt: Sie

weist auf laufende Diskussio-
nen in den Räten zum Raum-
planungsgesetz hin. Diese
liessen nicht vermuten, dass
griffige Instrumente geschaf-
fen werden, um die Zersiede-
lung zu stoppen. «In denWald
zu bauen, ist keine Lösung
des Problems. Für mich per-
sönlich würde die Waldstadt
Bremer aber ein gefährliches
Präjudiz schaffen.» Heute ver-
biete es das nationale Waldge-
setz, Wald für Wohnungsbau
zu roden. Würde im Bremgar-
tenwald gebaut, käme dies ei-
nem Tabubruch gleich.

Fast alle dagegen
Und wie sieht es das betroffe-
ne Quartier selber? Durch die
Waldstadt würde die Grösse
der Länggasse praktisch ver-
doppelt. Zu befürchten wären
ein massiv höheres Verkehrs-
aufkommen, überlastete Bus-
linien und zahlreiche weitere
Probleme. Daher überrascht
es wenig, dass sich letztes
Jahr in einer Konsultativum-
frage des Berner Quartierver-
eins Länggass-Leist 97 Pro-
zent gegen die Waldstadt aus-
sprachen; 92 Prozent hielten
sie für «Unsinn».
Unterstützung für die Geg-
ner gibt es auch von der SVP
Stadt Bern. Die Partei will
diesen Frühling sogar eine
Volksinitiative zur Verhinde-
rung der Planung Waldstadt
Bremer lancieren. Es sei un-
verständlich, in einem Ge-
biet bauen zu wollen, in dem
man zuerst Wald roden müs-
se, begründet Parteipräsi-
dent Peter Bernasconi. Und
die SP/Juso-Fraktionsspre-
cherin Ursula Marti brachte
es auf den Punkt: «Es geht
hier nicht um eine Wald-
stadt. Es geht darum, den
Wald abzuholzen», sagte sie
anlässlich einer Debatte im
Berner Stadtrat: «Wenn wir
einmal anfangen zu roden,
entsteht Druck auf andere
Wälder in Siedlungsnähe.»

Weitere Projekte
Lukas Bühlmann, der Direk-
tor der Schweizerischen Ver-
einigung für Landesplanung,
teilt diese Befürchtung: «Wür-
de die Waldstadt Bremer be-
willigt, liessen sich auch eine
Waldrodung am Üetliberg in
Zürich, eine Rodung des All-
schwilerwaldes in Basel oder
des Bois de la Bâtie in Genf
nicht mehr verhindern.»
Bühlmann glaubt, Begehr-
lichkeiten würden geweckt:
Die Verknappung des Bau-
landes führe zur Forderung,
die Voraussetzungen für Ro-
dungen generell zu lockern.
Tatsächlich steht Bern mit sei-
ner Waldstadt-Idee schon
nicht mehr alleine da. Die
Handelskammer von Neuen-
burg hat kürzlich einen Ideen-
wettbewerb lanciert, wie der
bewaldete Stadtrand umge-
nutzt und Raum für 8000 neue
Einwohner geschaffen wer-
den könnte. Die Eingabefrist
ist Ende Jahr abgelaufen. «Es
werden sich auch andere Städ-
te über die Siedlungsentwick-
lung Gedanken machen – auf
Kosten des Waldes», sagt Rolf
Manser, der Leiter der Abtei-
lung Wald beim Bundesamt
für Umwelt. Denn es sei nicht
unbegrenzt Landwirtschafts-
gebiet vorhanden, das über-
baut werden könne. «Der
Druck auf den Wald wird stei-
gen.»

Alle wollen verdienen
Wo aber liegt die Grundursa-
che dieses unaufhaltsamen
Überbauungsdrucks? In der
Geldgier und der Zuwande-
rung. Solange mit dem Umzo-
nen von Land jeder sein Geld
verdient – der Bauer, der No-
tar, die Gemeinde, die Bau-
herren – so lange schreitet die
Zersiedelung voran. Betref-
fend Zuwanderung scheint
die Zukunft klar: Mehr Men-
schen möchten und werden
in der Schweiz wohnen und
arbeiten – darin sind sich alle

Prognostiker einig. Dasmittle-
re Szenario des Bundes rech-
net mit rund einer Million
mehr Einwohnern bis 2030.
Bis dahin werden sich allein
im Kanton Zürich 200’000 zu-
sätzliche Einwohner nieder-
lassen, so die Annahme im
Entwurf zum kantonalen
Richtplan. Es muss also
Wohnraum für zweimal Lu-
zern bereitgestellt werden,
oder mindestens eine Million
Quadratmeter pro Jahr.
Zahlen, die nachdenklich
stimmen – und aus denen die
richtigen Folgerungen zu zie-
henwären.Die bisherige, still-
schweigend tolerierte und
mehr oder weniger offen sub-
ventionierte Politik der Zer-
siedelung stösst an ihre Gren-
zen. Gefragt wären vernetztes
Denken, vernetzte Lösungen.
Doch da hapert’s gewaltig.
Weder Bauern, noch Planer,
weder Architekten noch Nota-
re interessieren sich gross für
Dinge, die näher an der Wur-
zel des Übels liegen. Zum Bei-
spiel die Schweizer Einwande-
rungspolitik oder die Perso-
nenfreizügigkeit.

Kalte Füsse
Die Füsse sind kalt geworden
während der winterlichen
Begehung des Bremgarten-
walds. Auf die Frage in die
Runde, warum man denn in
der Schweiz die unablässige
Überbauerei verbunden mit
Bevölkerungswachstum, Ein-
wanderungspolitik und Per-
sonenfreizügigkeit gewisser-
massen als unantastbares Na-
turgesetz einfach hinnehme,
herrscht betretene, nur vom
Autobahnlärm überdröhnte
Stille. Hier sei nicht der rich-
tige Ort für eine solche Dis-
kussion, sagt schliesslich ein
Vertreter des Fördervereins
Waldstadt Bremer. Wo denn
dann? Wir werden die drama-
tischen Folgen dieses «Natur-
gesetzes» noch zu spüren
kriegen. ■





21
Nr 99 Januar | Februar | März 2012

JFW | Schweiz

Graue Energie

Die Zweitwohnungen fres-
sen nicht nur Land. Sie
sind eigentliche Energie-
schleudern. 70 Prozent
verpufft während den
Leerzeiten als überflüssige
Heizenergie. Dazu kommt
die „graue“ Energie.

■ Silvio Baumgartner

Wenn es um staatliche Be-
kenntnisse zur Energieeffi-
zienz geht, um Beteuerungen
des Bundes zur Reduktion von
CO2-Emmissionen, dann wä-
re die aktive und konsequente

Beschränkung des Zweitwoh-
nungsbaus eines der effizien-
testen Mittel im Hinblick auf
die hehren Sparziele. Denn
Zweitwohnungen fressen
nicht nur unaufhaltsamweite-
ren unersetzlichen Boden auf
und verschandeln die Land-
schaft. Sie verschlingen auch
ungeheuer viel Energie und
noch dazu auf eine ungeheuer
ineffiziente Art.
Die Energieverschleuderung
beginnt schon beim Bau, in
Form von grauer Energie. Als
«grau» gilt die Energie, die es
zur Herstellung eines Gegen-
standes braucht, zum Beispiel

zum Bau eines Hauses. Dazu
gehören einerseits die Bau-
materialien wie Beton, Stahl,
Glas, Verbundstoffe, Isolati-
onsmaterialien, Holz, etc., an-
de¬rerseits die Energie für
deren Transport, für Strassen-
bau, Leitungsnetze und für
die Baumaschinen vor Ort.
Darüber hinaus wollen diese
Bauten in Zukunft auch be-
heizt werden – und zwar dau-
ernd, obschon sie fast dau-
ernd leerstehenden. Denn
kein Zweitwohnungsbesitzer
will Schäden durch Kälte,
oder kalte Betten, die bei An-
kunft zum seltenen Besuch

des Zweitdomizils allzu kalt
sind. Einige Zahlen zur Ener-
gieverschwendung geben
Aufschlüsse, die aufrütteln
müssten. Zum Beispiel die
graue Energie für die Zement-
Herstellung.

Der grosse Widerspruch
Zement als zentraler Be-
standteil von Beton, mussmit
einer Temperatur von 1450
Grad gebrannt werden. Dafür
verbrennen die Zementher-
steller fossile Energieträger
und alternative Brennstoffe
wie Bauabfälle. Auf jeden
Schweizer werden pro Kopf

Graue Energie für die Zementherstellung. Die Produktion von Zement ist derart energieintensiv, dass sie in der Schweiz für neun Prozent des gesamten CO2-Ausstosses verantwortlich ist.
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und Jahr über 400 Kilo Ze-
ment verbraucht, also mehr
als ein Kilo Zement pro Tag
und Person. Dies hat vor al-
lem mit der überhitzten Bau-
tätigkeit in unserem Land –
auch für Zweitwohnungen –
zu tun. Gesamthaft entstehen
pro Tonne Zement rund 680
Kilogramm CO2. Die Produk-
tion von Zement ist derart
energieintensiv, dass sie in
der Schweiz für neun Prozent
des gesamten CO2-Ausstos-
ses verantwortlich ist. Dies
ist auf der Homepage des
Schweizer Zementriesen
Holcim nachzulesen.
Ist der uferlose Bau von
Zweitwohnungen, der enor-
me Mengen von Zement, Be-
ton, Stahl, Glas und anderen
energieintensiven Baumate-
rialien verschlingt, mit den
CO2-Zielen des Bundes ver-
einbar? Und wie steht es mit
dem Treibstoffverbrauch von
Baggern, Betonmischern, Sat-

telschleppern, Kipplastern,
Kränen und anderem Gerät
zum Bau von Zweitwohnun-
gen? Ist dieser kongruent mit
den postulierten Energie-
spar-Zielen?

Alarmierende Zahlen
Doch das dicke Ende kommt
erst noch. Gemäss der
Schweizerischen Energiesta-
tistik verbraucht unser Land
im Schnitt pro Jahr rund 11
Millionen Tonnen Erdöl, da-
von allein 4,5 Millionen Ton-
nenHeizöl. Oft unnötigerwei-
se, da die geheizten Räume
nicht immer benutzt werden.
Besonders krass: die Zweit-
wohnungen, die nur zu ei-
nem Bruchteil der Zeit be-
wohnt sind. In den meisten
Fällen wird trotz Abwesen-
heit geheizt. Mag sein, dass
Besitzer beim Weggang die
Temperatur manuell um we-
nige Grad herunterschrau-
ben. Nicht wenigen gutbe-

tuchten Eigentümern aber
spielen Ressourcen keine Rol-
le; sie beheizen das leere
Haus voll – das ganze Jahr
hindurch. Ein enormer, nutz-
loser und kostspieliger Ener-
gieverbrauch mit dem damit
verbundenen gewaltigen Aus-
stoss an Treibhausgasen.
Studierende der ETH Zürich
haben das Heizverhalten von
Zweitwohnungs- und Ferien-
hausbenutzern im Jahr 2005
in einer Fallstudie unter-
sucht. Ein Fragebogen, der
von 460 Besitzern von Zweit-
wohnungen oder Ferienhäu-
sern in Vaz/Obervaz GR be-
antwortet wurde, liefert alar-
mierende Ergebnisse. 16
Prozent der Befragten lassen
die Heizung bei Abwesenheit
nicht auf reduzierter Stufe
laufen. Ein grosser Teil der
übrigen 84 Prozent der Perso-
nen reguliert die Raumtem-
peratur auf 15 bis 18 Grad.

Rauch und schallende
Ohrfeige
Jürg Nipkow von der Schwei-
zerischen Agentur für Ener-
gieeffizienz S.A.F.E. hat in ei-
ner Studie zu Elektroheizun-
gen ein Sparpotential von 70
Prozent berechnet, wenn die
Raumtemperatur bei Abwe-
senheit auf die minimale

Frostschutztemperatur redu-
ziert wird, statt lediglich um
wenige Grad, wie es gemäss
obiger Umfrage oft gemacht
wird. Mit deutlicheren Wor-
ten: 70 Prozent der Heizener-
gie verpufft nutzlos, wenn
ei¬ne leere Wohnung be-
heizt wird. Dieses ungenutzte
Sparpotential gilt gleicher-
massen für Ölheizungen –
das häufigste Heizsystem in
Ferienwohnungen (59 Pro-
zent, im Vergleich dazu Elek-
trizität, 13 Prozent).
Bei einer typischen Ölhei-
zung liegt das durchschnittli-
che Energiesparpotenzial pro
Zweitwohnung bei 5'800 Kilo-
wattstunden im Jahr. Be-
klemmend dabei: Jede Stunde
wird in der Schweiz im Durch-
schnitt eine neue Zweitwoh-
nung fertig gestellt. Das bedeu-
tet gewaltige Mengen an grau-
er Energie und jede Stunde
eine neue Mehrverschwen-
dung von 5'800 Kilowattstun-
den pro Jahr, sei dies Heizöl
oder Atomstrom.
Fazit: Der Bund lässt mit seiner
Laissez-Faire-Politik nicht nur
dem uferlosen Bau von Zweit-
wohnungen freien Lauf. Er ver-
setzt auch den eigenen Lippen-
bekenntnissen zur CO2-Reduk-
tion und Energieeinsparungen
eine schallende Ohrfeige. ■

Lässt sich der Treibstoffverbrauch von Baggern, Betonmischern, Sattelschleppern,
Kipplastern, Kränen und anderem Gerät zum Bau von Zweitwohnungen vereinen mit
den postulierten Energiespar-Zielen?

Wärmebild eines Gebäudes: je heller die Farbe, desto grösser der Energieverlust.
So verpufft praktisch das ganze Jahr über ungenützte Heizenergie von Zweitwohnun-
gen, die fast immer leer stehen.
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dürftige Wohnungen im histo-
rischen Ortskern leer blei-
ben.»

Furcht und Respekt
Natürlich folgen danach die
bekannten Argumente, wa-
rum die Initiative aus Sicht
des Bundesrates der «falsche
Weg» sei. Wenn aber selbst
Gegner einem Anliegen
grundsätzliche Berechtigung
einräumen und im Falle der
Zweitwohnungsinitiative mit
einem Gegenvorschlag da-
rauf reagieren, dann ist dies
vielmehr ein deutliches
Zeichen, dass wir auf dem
richtigen Weg sind, und dass
selbst die Gegenseite einen
Erfolg unseres Volksbegeh-
rens nicht ausschliesst. De-
ren Furcht, in Zweitwoh-
nungs-Kantonen wie Grau-
bünden und Wallis besonders
deutlich spürbar, ist ein kla-
res Zeichen von Respekt,
auch wenn teilweise mit völ-
lig absurden Argumenten Pa-
nik gemacht wird. Die Initia-
tiv-Gegner sind sich ihres Er-
folges nicht sicher.
Es ist mit das Resultat der
Einreichung unserer Initiati-
ve, dass das Raumplanungs-
gesetz RPG revidiert wurde.
Dies ist schon ein erster Er-
folg, auch wenn «Auswüchse»
mit dem revidierten RPG bei
weitem nicht so «rasch und
wirksam bekämpft werden»
können, wie Bundesrätin Do-
ris Leuthard behauptet. Dazu
müsste schon unsere Initiati-
ve angenommen werden.

Bereits erfolgreich
Doch egal wie es heraus-
kommt: die Zweitwohnungs-
initiative ist bereits ein Erfolg.
Der uferlose Bau von Zweit-
wohnungen und die Zerstö-

rung unserer Landschaft sind
breit behandelte Themen in
den Medien geworden. Unse-
re Initiative ist auch wegberei-
tend für die Landschaftsinitia-
tive, die später zur Abstim-
mung kommt. Vielleicht
bringt es Beat Kohler, Chefre-
daktor bei der Jungfrau Zei-
tung, die bisher recht einseitig
gegen unsere Initiative ge-
schrieben hat, auf den Punkt.
Es sei unbestritten, dass Franz
Weber mit seinen Vorstössen
etwas erreiche: «Er bringt un-

� Silvio Baumgartner

Mit dem mutigen Volks-
begehren gegen uferlosen
Zweitwohnungsbau kann
sich Franz Weber einmal
mehr des Missfallens brei-
ter Kreise sicher sein.
Doch selbst die Gegner
zollen ihm Respekt – und
geben ihm in vielem
Recht.

Die Medienmitteilung vom
13. Januar 2012 liess aufhor-
chen. Sie war verfasst vom
Eidgenössischen Departe-
ment für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation
UVEK und nimmt Stellung zu
Webers Zweitwohnungs-Ini-
tiative. Die Mitteilung um-
reisst unter anderem das Ziel
der Initiative: «Die von der
Umweltorganisation Helvetia
Nostra lancierte Volksinitiati-
ve „Schluss mit uferlosem Bau
von Zweitwohnungen“ will
die Zersiedelung der Land-
schaft stoppen. Sie verlangt
zu diesem Zweck, den Anteil
an Zweitwohnungen pro Ge-
meinde auf höchstens 20 Pro-
zent am gesamten Wohnungs-
bestand zu beschränken.»
Nun kommt die bemerkens-
werte Passage: «Auch der Bun-
desrat ist der Auffassung, dass
es im Zweitwohnungsbau
strenge Vorschriften braucht»,
heisst es in der Medienmittei-
lung: «Denn Zweitwohnun-
gen beanspruchen zusätzli-
che Flächen und führen zu
höheren Immobilienpreisen,
was es Einheimischen er-
schweren kann, bezahlbare
Wohnungen zu finden. Zweit-
wohnungen werden zudem
oft auf der grünen Wiese ge-
baut, während sanierungsbe-

Selbst die Gegner geben uns recht

beliebte Themen aufs Tapet.
Mit der Volksinitiative
„Schluss mit uferlosem Zweit-
wohnungsbau!“ hält er den
Finger auf eine offene Wunde.
Die fortschreitende Zersiede-
lung sorgt auch zwischen
Grindelwald und Interlaken
für Schäden im Landschafts-
bild. Das muss nicht sein.»
Wenn Weber mit seiner «Maxi-
malforderung» am Schluss
den Weg für eine gangbare Lö-
sung ebne, müsse man dies
zumindest anerkennen. �

«Das ist die grösste Fehlentwicklung im Schweizer Tourismus»
(Professor Hansruedi Müller, früherer Direktor des Forschungszentrums für Freizeit
und Tourismus an der Universität Bern)
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